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(AufenthG/EWG) 
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A. Bericht des Abgeordneten Hansing 


I. Allgemeines 

Die Bundesregierung hat mit Datum vom 23. April 
1969 im Deutschen Bundestag den Entwurf eines 
Gesetzes über Einreise und Aufenthalt von Staats- 
angehörigen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (AufenthG/EWG) — Druck- 
sache V/4125 — eingebracht. Der Bundesrat hat in 
seiner 337. Sitzung vom 18. April 1969 beschlossen, 
gegen den Entwurf keine Einwendungen zu erhe- 
ben. Der Bundestag hat den Entwurf in seiner 
230. Sitzung am 7. Mai 1969 in erster Lesung be- 
handelt und ihn dem Ausschuß für Inneres über- 
wiesen. Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf in 
zwei Sitzungen — abschließend am 14. Mai 1969 — - 
behandelt. 

In der Grundsatzaussprache hat sich der Ausschuß 
auch über die von den übrigen EWG-Staaten getrof- 
fenen und vorgesehenen Maßnahmen zur rechts- 
förmlichen Durchführung der Richtlinie 360/68 des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften unterrich- 
ten lassen. Danach ist eine rechtsförmliche Durch- 
führung innerhalb der in Artikel 12 Abs. 1 der Richt- 
linie gesetzten Frist von 9 Monaten von allen Staa- 
ten bis auf Frankreich zu erwarten. Frankreich hat in 
Durchführung der Richtlinie von 1964 lediglich einen 
Erlaß herausgegeben. Wenn es den Staaten auch 
überlassen ist, in welcher Form nationalen Rechts 
die Richtlinien durchgeführt werden, so wird diese 


Art der Durchführung jedoch von der Europäischen 
Kommission als nicht ausreichend angesehen und 
kann die Einleitung eines Verfahrens der Kommis- 
sion gegen das betroffene Land auslösen. Der Aus- 
schuß geht jedoch davon aus, daß alle EWG-Staa- 
ten die Grundsätze der Richtlinie rechtzeitig und 
großzügig als nationales Recht übernehmen werden 
und gegebenenfalls die notwendigen Maßnahmen 
eingeleitet werden, um die Durchführung der Richt- 
linie sicherzustellen. 

IL Zum Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sieht bis zum Ende der Über- 
gangszeit (1. Januar 1970) die Herstellung der Frei- 
zügigkeit für Arbeitnehmer — Artikel 48 und 49 — 
und die schrittweise Verwirklichung der Freizügig- 
keit für selbständige Erwerbstätige und für Erbrin- 
ger und Empfänger von Dienstleistungen — Arti- 
kel 52 und 59 — vor. Der Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung soll dazu dienen, den Inhalt der vom 
Rat der Europäischen Gemeinschaften aufgrund die- 
ser Bestimmungen des EWG-Vertrages erlassenen 
Richtlinien in das deutsche Recht zu übernehmen. 
Da die Bundesrepublik Deutschland unter den sechs 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft derjenige ist, dessen Wirtschaft die mei- 
sten Arbeitnehmer aus anderen Staaten der Ge- 
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meinschaft beschäftigt, stellt der vorliegende Gesetz- 
entwurf einen Beitrag von größter Bedeutung für 
die Verwirklichung und rechtliche Sicherung der 
Freizügigkeit im EWG-Raum dar. 

Die Einzelregelungen, die der Gesetzentwurf für 
die von ihm erfaßten Personen vorsieht, verleiht 
diesen — den von der Bundesrepublik Deutschland 
im EWG-Vertrag übernommenen Verpflichtungen 
entsprechend — durchweg eine günstigere Rechts- 
position, als sie sich aus den Bestimmungen des 
allgemeinen Ausländerrechts ergeben würde. Her- 
vorzuheben ist namentlich, daß für die begünstigten 
Personen ein Rechtsanspruch auf Aufenthaltserlaub- 
nis für das Bundesgebiet begründet wird (vgl. 
§§ 3 bis 7), in Abweichung vom Ausländergesetz, 
daß die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis in das 
Ermessen der zuständigen Behörden stellt. Jedoch 
wird das Aiisländergesetz durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf nicht völlig verdrängt. Es behält auch 
für den von dem vorliegenden Gesetzentwurf erfaß- 
ten Personenkreis insoweit Geltung, als nicht beson- 
dere — günstigere — Regelungen getroffen sind. 

Der Ausschuß hat in die Beratung des Gesetzent- 
wurfs auch eine ihm zugeleitete Stellungnahme des 
Vorsitzenden des Ausschusses für Sozial- und Ge- 
sundheitsfragen des Europäischen Parlaments ein- 
bezogen. 

Zu einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfs 
sind folgende Bemerkungen zu machen: 

In § 1 des Gesetzentwurfs wird der begünstigte 
Personenkreis umschrieben. Für Personen, die zu 
anderen als den dort aufgezählten Zwecken in die 
Bundesrepublik Deutschland einreisen und sich 
darin aiifhalten wollen, gilt auch dann, wenn sie die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der EWG 
besitzen, nicht das vorliegende Gesetz, sondern aus- 
schließlich das allgemeine Ausländerrecht. Die Frei- 
zügigkeit beschränkt sich nach dem derzeitigen 
Stande auf die aktive Erwerbsbevölkerimg, deren 
Familienangehörige und auf Empfänger von Dienst- 
leistungen. Sie erstreckt sich noch nicht auf solche 
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der EWG, die 
nach ihrem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben wei- 
ter in der Bundesrepublik bleiben wollen. Die in 
Arikel 48 Abs. 3 Buchstabe d des EWG-Vertrages 
vorgesehene Durchführungsverordnung, in der zu 
regeln ist, unter welchen Bedingungen ehemaligen 
Arbeitnehmern im bisherigen Aufenthaltsstaat ein 


Recht zum Verbleiben einzuräumen ist, ist von dem 
zuständigen Organ der Europäischen Gemeinschaf- 
ten noch nicht erlassen worden. 

Zu § 7 ist der Innenausschuß mit der Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß die dort vorgesehenen — 
geringen — Unterschiede in der Behandlung der 
Familienangehörigen von Arbeitnehmern (Absatz 2) 
und der Familienangehörigen von selbständigen 
Erwerbstätigen (Absatz 4) keine ungerechtfertigte 
Schlechterstellung der ersten, sondern eine — we- 
gen der Verschiedenheit der Ausgangslage — sach- 
lich gebotene Differenzierung darstellt. 

In § 11 der Regierungsvorlage kommt nach Auf- 
fassung des Innenausschusses nicht deutlich genug 
zum Ausdruck, daß auch eine längere Aufenthalts- 
unterbrechung zur Ableistung eines an die Stelle 
des Wehrdienstes tretenden Ersatzdienstes nicht 
zum Erlöschen der Aufenthaltserlaubnis führen soll. 
Der Ausschuß empfiehlt daher, hinter dem Wort 
„Wehrdienst" die Worte „oder eines an seine Stelle 
tretenden Ersatzdienstes" einzufügen. 

Zu § 12 Abs. 4 hat der Vorsitzende des Aus- 
schusses für Sozial- und Gesundheitsfragen des 
Europäischen Parlaments in seiner bereits erwähn- 
ten Stellungnahme eine Ergänzung angeregt, wo- 
nach die Verurteilung zu einer Strafe unter Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte eine Aus- 
weisung in jedem Falle rechtfertigt. Der Innenaus- 
schuß ist mit der Bundesregierung der Auffassung, 
daß in der Tat die mit der Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte verbundene Verurteilung wegen 
einer Straftat stets als Grundlage für eine Aus- 
weisung ausreicht, es sich jedoch nicht empfiehlt, 
diesen Fall im Gesetzestext besonders hervorzu- 
heben. Es kommen nämlich noch eine Reihe weiterer 
Qualifikationsmerkmale in Betracht, bei deren Hin- 
zutreten eine Verurteilung wegen einer Straftat 
eine Ausweisung rechtfertigt. Beispiele dafür wer- 
den in der Gesetzesbegründung angeführt. Das eine 
oder andere der möglichen Qualifikationsmerkmale 
im Text des Gesetzes besonders hervorzuheben, ist 
auch insofern unangebracht, weil dadurch das Miß- 
verständnis hervorgerufen werden könnte, als 
sollten andere erschwerende Umstände unberück- 
sichtigt gelassen werden. 

Als Termin für das Inkrafttreten des Gesetzes 
(§ 17) schlägt der Innenausschuß den Tag der Ver- 
kündung vor. 


Bonn, den 30. Mai 1969 


Hansing 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/4125 — mit der 

Maßgabe, daß § 11 folgende Fassung erhält: 

.§ 11 

Erlöschen der Aufenthaltserlaubnis 
Die Aufenthaltserlaubnis erlischt, wenn sich 
der Ausländer seit mehr als sechs Monaten 


nicht mehr im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
aufgehalten hat. Dies gilt nicht, wenn der Auf- 
enthalt lediglich zur Ableistung des Wehr- 
dienstes oder eines an seine Stelle tretenden 
Ersatzdienstes unterbrochen wurde.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 30. Mai 1969 


Der Innenausschuß 


Schmitt- Vockenhausen 

Vorsitzender 


Hansing 

Berichterstatter 
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